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Ruth Becker, Gerhard Dörr, K. H. Tjaden 

Fremdarbeiterbeschäftigung im deutschen 
Kapitalismus 

Die Diskussion der Ausländerbeschäftigung in der BRD hat sich 
bisher in der Regel auf die sogenannten sozialen Aspekte der Exi-
stenz der „Gastarbeiter" konzentriert und die gesellschaftlichen 
Funktionen dieses Arbeitskräftekontingents vernachlässigt. Ausnah-
men hiervon bilden vor allem die wirtschaftswissenschaftlichen Ana-
lysen und Prognosen der Entwicklung des Arbeitskräftepotentials 
in der BRD und der volkswirtschaftlichen Effekte der Ausländer-
beschäftigung. Diese Erörterungen von Funktionen der ausländischen 
Arbeitskräfte sind aber in der Regel nicht zu einer Darlegung der 
geschichtlichen Entwicklung und der gesamtgesellschaftlichen Rolle 
der Ausländerbeschäftigung gelangt. Hierzu sollen die folgenden 
Darlegungen einige Materialien und Argumente beitragen. 

Wir können die Geschichte der Ausländerbeschäftigung seit dem 
Abschluß des Industrialisierungsprozesses in der vormonopolistischen 
Phase des Kapitalismus bis in die bundesrepublikanische Entwick-
lung hinein als Spezialgeschichte der Bewegung der industriellen 
Reservearmee im deutschen Kapitalismus betrachten. Zwar hat die 
Beschäftigung ausländischer Arbeiter auch schon in der Periode der 
liberal-kapitalistischen Grundlegung des industriellen Kapitalismus 
in Deutschland eine gewisse Rolle gespielt: der Aufbau des Verkehrs-
wesens in der Mitte des vergangenen Jahrhunderts etwa hat auch auf 
der Arbeitsleistung ausländischer Spezialarbeiter, etwa aus Italien, 
beruht. Aber ihre besondere Bedeutung als ein Teil der Reserve-
armee zur Entwicklung der kapitalistischen Produktion und Re-
produktion gewinnen die ausländischen Arbeiter vor allem mit der 
Entfaltung der monopolistischen und imperialistischen Form der 
kapitalistischen Produktionsweise. Vor allem im Übergang zum 
monopolistisch-imperialistischen Kapitalismus ist die von Marx so-
genannte „Surplusarbeiterpopulation", auch „industrielle Reserve-
armee" genannt, nicht mehr nur „notwendiges Produkt" des Fort-
schritts der Produktivkräfte im Zuge der Kapitalakkumulation, son-
dern umgekehrt auch „Hebel der kapitalistischen Akkumulation, 
ja . . . Existenzbedingung der kapitalistischen Produktionsweise" 
selbst. Vor allem in Perioden des raschen Akkumulationsfortschritts 
müssen „große Menschenmassen plötzlich und ohne Abbruch der 
Produktionsleiter in andren Sphären [der Produktion] auf die ent-
scheidenden Punkte werfbar sein. Die Überbevölkerung liefert sie". 
Auf der „beständigen Bildung, größern oder geringem Absorption 
und Wiederbildung der industriellen Reservearmee" aber „beruht" 
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überhaupt der „charakteristische Lebenslauf der modernen Industrie, 
die Form eines durch kleinere Schwankungen unterbrochenen zehn-
jährigen Zyklus von Perioden mittlerer Lebendigkeit, Produktion 
unter Hochdruck, Krise und Stagnation . . . " 1 . Auch die krisensteuern-
den Gestaltwandlungen des Kapitalismus nach Beendigung der Phase 
der freien Konkurrenz, die Entfaltung von Monopolbildung, Impe-
rialismus, wissenschaftlicher Produktivkraftentwicklung und staat-
licher Regulierungstätigkeit haben an diesen Entwicklungsschwan-
kungen und an der damit verknüpften Bewegung der Reservearmee 
nichts geändert. Sie machten überdies eine vermehrte Einbeziehung 
ausländischer Arbeitskräfte in das — beschäftigte oder freigesetzte — 
Arbeitskräftereservoir nötig: die für das nachliberale Stadium un-
abdingbare Dämpfung des — ohnehin stets erst zu erkämpfenden — 
Lohnanstiegs bei gleichzeitiger Bevorrechtung der inländischen Ar-
beiter und Angestellten ließ sich am geschicktesten durch eine Ein-
beziehung von ausländischen Arbeitskräften in den Arbeitsprozeß 
erreichen, die die unterprivilegierten Arbeiten zu objektiv lohn-
drückenden Bedingungen zu verrichten hatten. Daher konnte Lenin 
feststellen: „Gerade für den Imperialismus ist eine solche Ausbeu-
tung der Arbeit schlechter bezahlter Arbeiter aus rückständigen Län-
dern besonders charakteristisch. Gerade darauf basiert in einem ge-
wissen Grade der Parasitismus der reichen imperialistischen Länder, 
die auch einen Teil ihrer eigenen Arbeiter durch eine höhere Bezah-
lung bestechen, während sie gleichzeitig die Arbeit der ,billigen' aus-
ländischen Arbeiter maßlos und schamlos ausbeuten. Die Worte 
,schlechter bezahlten' müßten hinzugefügt werden, ebenso wie die 
Worte: ,und oft rechtlosen', denn die Ausbeuter der zivilisierten' 
Länder machen sich immer den Umstand zunutze, daß die importier-
ten ausländischen Arbeiter rechtlos sind2." 

In der kapitalistischen Industrialisierung Deutschlands seit den 
dreißiger und vierziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts war 
— von den oben genannten Ausnahmen abgesehen — der Arbeits-
kräftebedarf durch das einheimische Potential befriedigt worden, das 
wegen der sozialökonomisch induzierten Bevölkerungsexplosion in 
übergroßem Maße vorhanden war und die Abwanderung großer 
Menschenmassen nach Übersee bis zum Ende des Jahrhunderts er-
laubte. Jedoch setzte bereits in der konjunkturellen Hochphase An-
fang der siebziger Jahre eine relative Arbeitskräfteverknappung ein, 
die sich besonders in der ostelbischen Landwirtschaft bemerkbar 
machte, allerdings in der 1873 einsetzenden Krise und Großen Dep-
ression wieder verschwand. Mit dem Übergang zur imperialistisch-
monopolistischen Kapitalakkumulation und deren Aufschwung zu 
Beginn der achtziger Jahre aber trat endgültig Arbeitskräfteverknap-

1 Karl Marx, Das Kapital, Bd. 1, MEW 23, S. 661. Daten zur Geschichte 
der Ausländerbeschäftigung in Deutschland im 19. Jahrhundert und im 
ersten Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts finden sich bei A. Knoke, Auslän-
dische Wanderarbeiter in Deutschland. Phil. Diss. Leipzig 1911. 

2 W. I. Lenin, Zur Revision des Parteiprogramms, Werke 26, S. 135 bis 
165, hier S. 155. 
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pung ein, die sich besonders im Bereich der sich zentralisierenden 
und konzentrierenden Schwerindustrie, vor allem im Bergbau des 
Ruhrgebietes, bemerkbar machte. „Es zeigte sich schon früh, daß der 
ständig wachsende Bedarf der Neugründungen an Arbeitskräften 
nicht im Westen ergänzt werden konnte, die Unternehmer schickten 
deshalb in den 80er Jahren besondere Werber nach Ostpreußen und 
in andere Ostgebiete, sogar nach Steiermark und K r a i n . . . Es sind 
Heere, die seit 1880 zwischen Ruhr und Emscher ansässig geworden 
sind3." Unter ihnen befanden sich vor allem auch polnische Arbeiter 
aus den preußischen Ostprovinzen und aus dem russischen Reich. Die 
besondere Diskriminierung dieser ausländischen Arbeitskräfte im 
Ruhrgebiet durch die Bergpolizeiverordnung von 1899 und das 
Reichsvereinsgesetz von 1908 bestand vor allem in der systematischen 
Beschränkung der betrieblichen Aufstiegsmöglichkeiten der Berg-
arbeiter und der ausländischen Arbeiter überhaupt und des politi-
schen und landsmannschaftlichen Zusammenschlusses4. In der Kon-
sequenz dieser Wanderungsbewegungen von Ost nach West ver-
schärfte sich die Arbeitskräfteknappheit in der ostelbischen Land-
wirtschaft, zumal der Übergang zu intensiverer Bewirtschaftung in 
Verbindung mit der industriellen Zuckerrübenverwertung und der 
Verschlechterung der internationalen Marktlage des deutschen Ge-
treideanbaus einen besonderen saisonalen Arbeitskräftebedarf mit 
sich brachte. Schon in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre wander-
ten Polen als Arbeitskräfte in die östlichen Preußenprovinzen ein. 
Erst nach Änderung der Nationalitätenpolitik mit dem Sturz Bis-
marcks aber kam es zur offiziellen Zulassung der polnischen saisona-
len Pendelwanderung und zur staatlichen Kontrolle des agrarischen 
Einsatzes der ausländischen Arbeiter durch die Feldarbeiterzentrale, 
eine halbstaatliche Zentrale fü r Arbeitsvermittlung. Die Diskriminie-
rung dieser Arbeitskräfte durch Einführung einer Zwangslegitima-
tion 1907 verstärkte die Bindung der ausländischen Arbeiter an einen 
bestimmten Unternehmer, und diese Auslieferung bei Strafe der Aus-
weisung verschlechterte ihre materielle Situation®. Mit diesem Ein-
satz ausländischer Arbeiter in der Schwerindustrie, in der kapitalisti-
schen Landwirtschaft sowie im Ausbau des Verkehrswesens, bei dem 
besonders Italiener beschäftigt waren, wurden schon in den Jahren 

3 W. Brepohl, Der Aufbau des Ruhrvolkes im Zuge der Ost-West-Wan-
derung. Beiträge zur deutschen Sozialgeschichte des 19. und 20. Jahrhun-
derts. Recklinghausen 1948. S. 96 f. Vgl. auch: W. Becker, Die Bedeutung 
der nichtagrarischen Wanderungen für die Herausbildung des industriellen 
Proletariats in Deutschland, unter besonderer Berücksichtigung Preußens 
von 1850 bis 1970. In: Studien zur Geschichte der Industriellen Revolution 
in Deutschland. Berlin 1960, S. 209—240. 

4 Vgl. H.-U. Wehler, Die Polen im Ruhrgebiet bis 1918. In: H.-U. Weh-
ler, Moderne deutsche Sozialgeschichte, Köln, Berlin 1968, S. 437—455. 

5 Hierüber ausführlich und kritisch: Johannes Nichtweiss, Die auslän-
dischen Saisonarbeiter in der Landwirtschaft der östlichen und mittleren 
Gebiete des Deutschen Reiches. Ein Beitrag zur Geschichte der preußisch-
deutschen Politik von 1890 bis 1914. Berlin 1959, bes. S. 27 ff., 130 ff. 
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bis zum Ersten Weltkrieg, in denen die Zahl der ausländischen Arbei-
ter in Deutschland die Millionengrenze überschritt, wesentliche Teile 
der kapitalistischen Akkumulation von Ausländern getragen. Schon 
den zeitgenössischen bürgerlichen Sozialwissenschaftlern war nicht 
zweifelhaft, daß diese Arbeitskräfte die beiden gesellschaftlichen 
Grundfunktionen industrieller Reservearmeen erfüllten: die unter-
privilegierte Arbeit zu objektiv lohndrückenden Bedingungen zu ver-
richten und die konjunkturell schwankenden Arbeitskräfteanforde-
rungen auf fü r das Kapital billige Weise abzudecken6. Im System der 
Zwangsbeschäftigung von Ausländern im Ersten Weltkrieg, das in 
der zweiten Phase der kriegswirtschaftlichen Entwicklung vor allem 
mit der Verschleppung von Belgiern praktiziert wurde, waren beide 
Funktionen vereint, wenn auch der Produktionseffekt dieser Zwangs-
arbeit zweifelhaft blieb7. 

Erst im faschistischen Deutschland wurde das System der Zwangs-
arbeit ausländischer Arbeitskräfte zu einem effektiven Mittel der 
erweiterten Kapitalreproduktion ausgebaut. Dies geschah in der 
Kriegswirtschaft seit Beginn des Zweiten Weltkrieges. In den voran-
gegangenen Entwicklungsphasen des deutschen Faschismus hatten die 
staatlichen Maßnahmen zur Regulierung der kapitalistischen Repro-
duktion vor allem dahin gezielt, die unbeschäftigte industrielle Re-
servearmee aus der einheimischen Bevölkerung, die die Weimarer 
Republik hindurch mehr oder minder stark existiert hatte und beson-
ders in der Weltwirtschaftskrise angeschwollen war, zu reduzieren. 
Die faschistische Wirtschaftspolitik hatte dieses Problem schrittweise 
dadurch bewältigt, daß sie die staatlichen Investitionen (Infrastruk-
turbereich) stark ausweitete und den staatlichen Konsum (Rüstungs-
aufträge) erheblich vergrößerte. So konnte sie im Interesse des herr-
schenden ökonomischen Machtkartells „die Krisenfolgen durch staat-
liche Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen im Rahmen einer forcierten 
Rüstungspolitik . . . überwinden"8. 

„Durch die Arbeitsbeschaffungsprogramme (Gebäudewiederher-
stellung, Ingangsetzung der stillgelegten Kapazitäten usw.) wurde 
die Arbeitslosigkeit praktisch beseitigt, die Industrie wurde einer 
vollen Beschäftigung zugeführt9." Der relative Vorrang der tradi-
tionellen Produktionsgüterindustrien im Montanbereich, der in den 
ersten Jahren des faschistischen Systems erhalten und gefördert 
wurde, ging mit der Politik des Vierjahresplans ab 1936 zugunsten 
der chemischen und der elektrotechnischen Industrie verloren, die im 

6 Vgl. M. Weber, Die Verhältnisse der Landarbeiter im ostelbischen 
Deutschland... Dargestellt auf Grund der vom Verein für Socialpolitik 
veranstalteten Erhebungen. Berlin 1892, S. 793. 

7 Vgl. F. Fischer, Griff nach der Weltmacht. Düsseldorf 1961, S. 339; 
G. D. Feldman, Army, industry, and labor in Germany 1914—1918. Prince-
ton 1966, S. 308. 

8 E. Czichon, Der Primat der Industrie im Kartell der nationalsozia-
listischen Macht. In: Das Argument 47, 10, 1968, S. 168—192, hier: S. 172. 

9 R. Wagenführ, Die deutsche Industrie im Kriege 1939—1945. Zweite 
Auflage, Berlin 1963, S. 14. 
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Interesse der Autarkisierung, Rationalisierung und Militarisierung 
der deutschen Wirtschaft durch staatliche Akkumulationshilfe und 
wissenschaftliche Entwicklungsarbeit forciert wurden. Im Zuge dieser 
Entwicklung war bereits 1937 „eine merkliche Knappheit an Arbeits-
kräften spürbar geworden, die sich im Jahre 1938 ständig verstärkte 
und eine planvolle Lenkung im Einsatz der Arbeitskräfte erforder-
lich machte. Besonders sinnfällig kam dieser Wandel zum Ausdruck 
durch die Verordnung zur Sicherung des Kräftebedarfs fü r Aufgaben 
von besonderer staatspolitischer Bedeutung"10. Die Disziplinierung 
der einheimischen Arbeitskräfte, deren materielle Lage sich in dieser 
Zeit verschlechtert hatte, wurde in der unmittelbaren Vorbereitungs-
zeit des Zweiten Weltkrieges systematisch verschärft: „Aus Görings 
Vierjahresplanbehörden kamen seit 1936 weitreichende Entwürfe zur 
Lohn- und Produktionslenkung, zum Verbot der Abwerbung und zur 
Stabilisierung der Arbeitsverhältnisse . . . die Planungen zur Dienst-
verpflichtung der Arbeitnehmer sind erst seit Juni 1938 für kriegs-
wichtige Unternehmen (Hermann-Göring-Werke, Westwall) und erst 
nach Beginn des Krieges konsequent verwirklicht worden11." Diese 
Unterdrückung der einheimischen Arbeiter und Angestellten wurde 
durch den zwangsweisen Einsatz ziviler ausländischer Arbeitskräfte, 
inländischer Verfolgter des Nazi-Regimes und Kriegsgefangener er-
gänzt, wodurch die zur „Wehrmacht" eingezogenen Arbeitskräfte er-
setzt wurden. Diese Verhältnisse spiegelten sich in der ebenso büro-
kratischen wie euphemistischen Sprache von „Wirtschaft und Stati-
stik" wie folgt: „Durch die Einberufungen zur Wehrmacht ergab sich 
eine empfindliche Lücke, die durch Einschränkung nicht kriegswich-
tiger Arbeiten und durch Mobilisierung zusätzlicher Arbeitskräfte 
geschlossen werden mußte. Abgesehen davon, daß der Kriegsverlauf 
dem Reich wieder neuen Gebietszuwachs und damit wertvolle Ar-
beitskräfte brachte, gelang es, im Inland und im Ausland Millionen 
helfender Hände für den Arbeitseinsatz in der deutschen Wirtschaft 
zu gewinnen . . . An zusätzlichen Arbeitskräften konnten aus dem 
Inland im Verlauf der ersten Kriegsjahre rd. eine Million mehr 
Frauen in Arbeit gebracht werden. Dazu kommt noch eine beträcht-
liche Zahl von Männern, die vor dem Krieg keine oder eine selbstän-
dige Berufstätigkeit ausübten, wie Rentner, Pensionäre, Handwerker 
usw. Gleichwohl sind an weiblicher Arbeitskraft noch einsatzfähige 
Reserven vorhanden. Erheblich ist auch wieder der Anteil der Aus-
länder an der Beschäftigtenzahl.. . Am 25. September 1941 waren 
im Reich 2,1 Millionen Ausländer als Arbeiter oder Angestellte 
tätig12." Diese kamen vor allem aus Belgien, Italien, Jugoslawien, 
Polen, den Niederlanden und der CSR. 

„Nahezu die Hälfte der Ausländer ist der Land- und Forstwirtschaft 
zugeführt worden (44,8 v. H.), doch sind die Ausländer auch in fast 

10 Wirtschaft und Statistik 19, 1939, Nr. 1, S. 24. 
11 K. D. Bracher, Die deutsche Diktatur. Entstehung, Struktur, Folgen 

des Nationalsozialismus. Köln, Berlin 1970, S. 362. 
12 Wirtschaft und Statistik 22, 1942, Nr. 2, S. 45. 
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allen Gewerbezweigen (zusammen 50,7 v. H.) vertreten. Auf haus-
wirtschaftliche und kaufmännische Berufe entfallen nur 4,5 v. H. Die 
Zahl der im Reich beschäftigten Kriegsgefangenen belief sich im 
Herbst 1941 auf 1,5 Mill., die etwa zur Hälfte in der Land- und Forst-
wirtschaft, dann vor allem in der Bauwirtschaft eingesetzt sind, aber 
auch in den übrigen Gewerben in steigendem Maße Verwendung 
fanden. Die kriegsgefangenen Polen sind im Verlauf des Jahres 1940 
fast durchweg entlassen und in ein ziviles Arbeitsverhältnis über-
geführt worden13." Die sofort nach Kriegsbeginn einsetzende Massen-
rekrutierung „rechtloser Fremd- und Sklavenarbeiter"14 diente zu-
nächst vor allem dem außerindustriellen Arbeitskräftebedarf, weil 
die Entfaltung moderner Produktivkräfte in der Industrie mit den 
Mitteln der Zwangsarbeit nicht zu bewältigen war. Allerdings be-
gann in der zweiten Phase des Krieges aufgrund der wachsenden 
Arbeitskräfteverknappung „eine neue Entwicklung, die bis zum Ende 
des Krieges anhielt. Das Verhältnis in der Verteilung der Arbeits-
kräfte verschob sich allmählich zugunsten der Industrie, wenngleich 
die absolute Zahl der in der Landwirtschaft eingesetzten Arbeiter 
auch weiterhin bedeutend höher war als in der Industrie. Während 
im Mai 1940 von den ca. 1,2 Millionen Ausländern und Kriegsgefan-
genen 260 000 in der Industrie und 680 000 in der Landwirtschaft 
beschäftigt waren, arbeiteten im Mai 1941 von 3 Millionen Auslän-
dern 1 460 000 in der Landwirtschaft und 970 000 in der Industrie. 
Also war die Zahl der in der Landwirtschaft arbeitenden Ausländer 
von 680 000 auf 1 460 000, um das Doppelte, und die Zahl der in der 
Industrie arbeitenden Ausländer von 260 000 auf 970 000, also um das 
3,7fache, angestiegen"15. 

Mit dem Übergang zur „zentral geplanten" totalen Kriegswirt-
schaft, den die forcierte Kapitalakkumulation unter Kriegsbedingun-
gen 1942/43 erzwang, wurde im wesentlichen nur eine systematische 
Aushebung, Umverteilung und Ausbeutung von Arbeitskräften zu-

13 A.a.O.; es ist kein Zufall, daß die scheinbar rein sachorientierte 
Sprache staatlicher Fachbehörden wie diejenige des Statistischen Reichs-
amtes nicht im Wesen von der Sprache der faschistischen Propaganda ver-
schieden war; vgl. z. B. F. Didier, Europa arbeitet in Deutschland. Berlin 
1943, S. 18: „ . . . die Scharen freiwilliger ausländischer Arbeiter . . . ent-
schlossen sich, . . . an die deutsche Werkbank zu treten und damit der 
neuen organisatorischen Einheit sowie der angestrebten vernünftigen Ord-
nung in Europa Hand und Herz zu leihen." Die Ankunft des millionsten 
ausländischen Arbeiters in Westdeutschland 1964 wurde vom zuständigen 
Bundesminister mit den folgenden Worten gewürdigt: „Die Gastarbeiter 
haben bei uns den Beweis dafür erbracht, daß die Verschmelzung Europas 
und die Annäherung von Menschen verschiedenster Herkunft und Gesit-
tung in Freundschaft eine Realität sind." (Bulletin des Presse- und Infor-
mationsamtes der Bundesregierung, Bonn 160/1964, S. 1480.) 

14 Bracher, a.a.O., S. 362. 
15 E. Seeber, Zwangsarbeiter in der faschistischen Kriegswirtschaft. 

Die Deportation und Ausbeutung polnischer Bürger unter besonderer Be-
rücksichtigung der Lage der Arbeiter aus dem sogenannten General-
gouvernement (1939—1945). Berlin 1964, S. 43. 
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gunsten des monopolistischen Kapitals realisiert. Der verstärkte Ein-
satz billiger ausländischer Zwangsarbeiter stand im Mittelpunkt die-
ses Systems16. Der teilweise noch als Anwerbung freiwilliger Ar-
beitskräfte ausgegebene Zwangseinsatz ausländischer Arbeiter wurde 
durch den „Generalbevollmächtigten fü r den Arbeitseinsatz" mittels 
eines Ende 1942 eingerichteten „Europa-Amts fü r den Arbeitseinsatz" 
unter Zuhilfenahme der zuständigen Arbeitsämter organisiert17. 
Außerdem betrieben die interessierten Konzerne in den besetzten 
Gebieten das, was offizielle Stellen „wilde Werbungen" nannten, und 
zwar mit Hilfe von „Werbebüros", „die so aufgebaut wurden, daß sie 
selbst den Konkurrenzunternehmen, das heißt den Arbeitsämtern 
der Okkupationsverwaltung sowie den Agenturen anderer Konzerne 
und Betriebe, möglichst unbekannt bleiben"18. Diese „wilden Werbun-
gen" nahmen ein solches Ausmaß an, daß sie schließlich die allge-
meinen Massenrekrutierungen der Okkupationsbehörden behinder-
ten. Der Reichsarbeitsminister wies die Präsidenten der Landes-
arbeitsämter im Interesse der Kriegswirtschaft wiederholt an, die 
„eigenmächtigen Anwerbungen, insbesondere durch Vertreter von 
Betrieben und Verbänden", zu unterbinden. Jedoch „ließen diese 
Aktionen keineswegs nach, sondern nahmen in der Folgezeit noch 
zu"19. 

„Die Einsatz- und Lebensbedingungen der zivilen Zwangsarbeiter 
waren außerordentlich unterschiedlich; die meisten wurden wie Ge-
fangene gehalten. Unmenschliche Ausbeutung und Behandlung trie-
ben viele in den Tod20." Die Verschleppung von Arbeitskräften in 
Konzentrationslager, von denen aus sie in Arbeitsstätten der mono-
polistischen chemischen Industrie verkauft wurden, stellt den ex-
tremsten Fall der monopolistischen Ausbeutung menschlicher Ar-
beitskraft dar21. 

Nach Schätzungen und Berechnungen von Wagenführ und Seeber 
waren gegen Ende des Zweiten Weltkriegs sieben bis acht Millionen 

16 Vgl. besonders: W. Bleyer, Staat und Monopole im totalen Krieg. 
Der staatsmonopolistische Machtapparat und die „totale Mobilisierung" 
im ersten Halbjahr 1943. Berlin 1970, insbesondere S. 127 ff. 

17 Vgl. ebd., S. 127; vgl. dazu Adam, Beschäftigung ausländischer Ar-
beitskräfte, in: Deutsche Verwaltung, 18, 1941, S. 322 ff. 

18 Seeber, a.a.O., S. 49. 
19 Seeber, a.a.O., S. 50; vgl. zum Konkurrenzkampf der Monopole auch 

ebd., S. 70 ff. 
20 Bleyer, a.a.O., S. 149. Es ist festzuhalten, daß dieses Gesamtsystem 

der Zwangsarbeit an dem Anschein legalistischer Ordnungsmäßigkeit fest-
hielt; vgl. dazu z. B. B. Ph. Hertel, Arbeitseinsatz ausländischer Zivilarbei-
ter, Stuttgart 1942, bes. S. 9 ff., 35 ff., 62 ff. 

21 Vgl. hierzu das „Merkblatt [der IG Farbenindustrie Aktiengesell-
schaft, Werk Auschwitz, vom 15. Mai 1941] über den Einsatz von Konzen-
trationslager-Häftlingen zur Ausführung von Arbeiten in unserem Werk" 
in R. Schnabel, Macht ohne Moral, Frankfurt/M. 1957, S. 235, und über-
haupt dort S. 203 ff. 
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ausländischer Zivilarbeiter und Kriegsgefangene — die etwa ein 
Viertel der Gesamtbeschäftigten darstellten — in der deutschen Wirt-
schaft eingesetzt22. Diese Ausländerbeschäftigung ist zwar der Form, 
keineswegs aber ihrer gesellschaftlichen Bedeutung nach ein spezi-
fisches Element faschistischer Herrschaftsausübung. Man muß W. 
Bleyler im wesentlichen zustimmen, wenn er schreibt: „Das Drängen 
der deutschen Monopolkapitalisten auf verschärfte Ausbeutung mög-
lichst vieler europäischer Arbeiter ist eine vom deutschen Imperialis-
mus kontinuierlich betriebene Methode, die er bereits seit der Zeit 
vor dem Ersten Weltkrieg bis heutzutage in der Bundesrepublik ver-
folgt. Die Zwangsarbeiter des Zweiten Weltkriegs, die man schon 
damals zuweilen demagogisch als ,Gastarbeiter' bezeichnete, unter-
scheiden sich von den Hunderttausenden, von deutschen Monopol-
kapitalisten vor und nach dem Zweiten Weltkrieg ausgebeuteten 
,Fremdarbeitern' natürlich weitgehend durch den Grad der politi-
schen und ökonomischen Unfreiheit. Allein die Tatsache, daß sie da-
mals wie heute ,Gastarbeiter' genannt werden, in Wirklichkeit aber 
billige Ausbeutungsobjekte sind, ist ein Merkmal fü r die Kontinuität 
im Wesen des deutschen Monopolkapitals . . ,23." 

Allerdings vollzieht sich die Entwicklung von Kapitalakkumulation 
und Lohnarbeit im kapitalistischen System der BRD in einer Form, 
die von der Form des Produktions- und Reproduktionsprozesses f rü-
herer Perioden des Imperialismus erheblich verschieden ist. Das 
wirkt sich auf Art und Umfang der Ausländerbeschäftigung aus. 
Anders als in der Phase vor dem Zweiten Weltkrieg, in der Krisen-
überwindung und gesamtwirtschaftliche Autarkie Leitbilder der 
staatlichen Regulierung des Kapitalismus waren, ist unter den Bedin-
gungen einer verstärkten Internationalisierung der kapitalistischen 
Wirtschaft und ihrer erhöhten Problemati sierung durch den soziali-
stischen Aufbau in Ostdeutschland die Expansion um jeden Preis das 
wichtigste Orientierungsziel geworden. Die systematische Expansion 
der kapitalistischen Produktion ist Hauptmerkmal der Entwicklung 
der westdeutschen Gesellschaft seit der Währungsreform von 1948 
und der Gründung der BRD. Die extensive Expansion von Kapital-
akkumulation und Lohnarbeit stand in der ersten Phase der BRD-
Entwicklung, die grob gerechnet die fünfziger Jahre umfaßt, im Vor-
dergrund. Die hohe jahresdurchschnittliche Wachstumsrate des 
Bruttoinlandsprodukts 1950 bis 1960 von 7,9 Prozent wurde durch 
eine fortwährende Einbeziehung bislang unbeschäftigter oder zuge-
wanderter Arbeitskräfte in den gesellschaftlichen Produktionsprozeß 
sowie durch eine Vermehrung des Produktionsmitteleinsatzes er-
reicht, die zu einer ungefähren Verdoppelung des Wertumfangs des 
industriellen Bruttoanlagevermögens in der BRD führte. Die ver-
stärkte Ausnutzung von Arbeitskräften und Produktionskapazitäten, 
die Einbeziehung immer qualifizierterer Arbeitskräfte, insbesondere 

22 Vgl. Seeber, a.a.O., S. 96; R. Wagenführ, a.a.O., S. 89. 
23 Bleyer, a.a.O., S. 137 f. 
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aus der DDR, in den Arbeitsprozeß und die Ausbreitung hochent-
wickelter Produktionstechniken, die dem im Zweiten Weltkrieg er-
reichten Spitzenniveau entsprachen oder es übertrafen, ermöglichten 
eine immer raschere Expansion der Akkumulation von Sachkapital 
und der Ausbeutung von Lohnarbeit. Freilich vollzog sich dieses 
Wachstum mit abnehmender Geschwindigkeit und in zyklischer 
Weise: „Das Sozialprodukt hat sich mit Fluktuationen um einen mit 
abnehmender Rate steigenden Trend entwickelt24." Doch sind diese 
Verlangsamung und diese Wechselbewegungen des wirtschaftlichen 
Wachstums nur Ausdruck einer modifizierten Durchsetzung eines 
historisch oft genug bekräftigten Grundzugs kapitalistischer Produk-
tion: ihrer Neigung zu Depression und Periodizität. Die moderne 
Modifikation dieser Entwicklungszüge besteht eben darin, daß sie 
zugunsten eines systematisch geförderten Wachstums überspielt wer-
den. 

Dieser Formwandel kapitalistischer Produktion und Reproduktion, 
der durch die Einbeziehung staatlicher und wissenschaftlicher Poten-
zen in die monopolistisch organisierte Akkumulation und Exploita-
tion sich ergibt, setzt sich in den sechziger Jahren, zumal seit der 
Wirtschaftskrise der Jahre 1966/67, in der Strategie eines dynami-
schen Wachstums fort, die vorab an einer planmäßig disproportio-
nalen Entwicklung der Primär- und Sekundärverteilung des National-
einkommens interessiert ist. In der expansiven Ausrichtung des Ak-
kumulations- und Exploitationsprozesses nun sind die traditionellen 
kapitalistischen Mechanismen der Wirtschaftsentwicklung: die Zu-
sammenballung profitabler Anlagen von Sachkapital und die Frei-
setzung überschüssiger Personifikationen von Lohnkapital im Prozeß 
von Krise, Depression, Aufschwung und erneuter Krise überholt. An 
die Stelle der Expansion und Kontraktion von industrieller Kapital-
anlage und industrieller Reservearmee tritt eine wenngleich schwan-
kungsreiche so doch aufwärtsgerichtete expansive Tendenz von Inve-
stition, Beschäftigung und Sozialprodukt, die bis zur Krise von 1966/ 
67 anhält25. So begann sich im letzten Drittel der fünfziger Jahre das 
Reservoir billig verfügbarer rationeller Produktionsmittel ebenso wie 
das Reservoir zugewanderter qualifizierter Arbeitskräfte zu erschöp-
fen. Schon seit 1954/55 hatten die Unternehmerverbände der BRD 

24 W. Vogt, Die Wachstumszyklen der westdeutschen Wirtschaft von 
1950 bis 1965 und ihre theoretische Erklärung. Tübingen 1968, S. 3. Vgl. 
hierzu auch: A. Lemmnitz, Lage, Bewußtseinsentwicklung und Kampf der 
Arbeiterklasse in Westdeutschland, in: Kapital und Arbeit in Westdeutsch-
land. Gegenwartsprobleme der Lage der westdeutschen Arbeiterklasse. 
DWI-Forschungshefte 4/1967, S. 3—32. Zur Gesamtentwicklung der Pro-
duktions- und Klassenverhältnisse in der BRD seit 1949 vgl. ferner: M. 
Tjaden-Steinhauer und K. H. Tjaden, Die Entwicklung der Sozialstruktur 
in der BRD und in der DDR, in: A. Hartmann [u. a.]. BRD—DDR Vergleich 
der Gesellschaftssysteme. Köln 1971, S. 161—205. 

25 Vgl. Lemmnitz, a.a.O., S. 7—13; Spätkapitalismus ohne Perspektive. 
Tendenzen und Widersprüche des westdeutschen Imperialismus am Ende 
der 60er Jahre. Berlin 1969, bes. S. 88 ff. 
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daher Initiativen zur Anwerbung ausländischer Arbeitskräfte ergrif-
fen. Mit der dauernden Einbeziehung der inländischen Reservearmee 
in die expandierende Wirtschaft und der gleichzeitig durchgesetzten 
ansteigenden Lohnentwicklung erwies sich auch die Beschäftigung 
wenig oder nicht qualifizierter ausländischer Arbeitskräfte als ratio-
nell, Die Anwerbung, Vermittlung und weitgehend auch Kontrolle 
solcher Arbeitskräfte, die zumal aus Mittelmeerländern rekrutiert 
wurden, wurde zentralen staatlichen Institutionen — insbesondere 
der Bundesanstalt fü r Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche-
rung — übertragen. In der Zeit von 1954 bis 1959 wuchs die Zahl der 
ausländischen Arbeiter auf etwa das Doppelte. Aber vor allem in 
den sechziger Jahren, als die Beendigung der Zuwanderung von Ar-
beitskräften aus der DDR und die ungünstige natürliche Bevölke-
rungsentwicklung das Arbeitskräfteproblem immer schwieriger wer-
den ließen, nahm der Zuzug von Ausländern durch amtliche Ver-
mittlung, EWG-Freizügigkeit und unkontrollierte Zuwanderung aus 
Nicht-EWG-Ländern erheblich zu. Die Zahl der ausländischen Lohn-
abhängigen stieg von 279 000 im Jahre 1960 auf 1 501 000 im Jahre 
196926. Die Freizügigkeit in der EWG, die nur schrittweise verwirk-
licht wurde, trug hierzu freilich nur partiell und erst relativ spät bei: 
„Die westdeutschen Monopole drängten einerseits auf die unge-
hemmte Nutzung der Arbeitskräfte anderer EWG-Staaten sowie 
jener Länder, die, wie Griechenland und die Türkei, als assoziierte 
Mitglieder der EWG beitraten. Andererseits waren sie nicht dazu be-
reit, bei der Anwerbung von Arbeitskräften den EWG-Staaten einen 
Vorrang einzuräumen." Das Interesse an den unter günstigeren 
finanziellen und rechtlichen Bedingungen einsetzbaren Arbeitern, 
denen noch nicht der Status des „Europapartners" zukommt, hat zur 
Verzögerung der Verwirklichung der EWG-Freizügigkeit und zur 
Beibehaltung der Möglichkeit der „Anwerbung" aus Drittländern 
geführt27 . 

Die Beschäftigung ausländischer Arbeitskräfte in der BRD er-
reichte nach dem Ende der Rezession im Zuge des Konjunktur-
aufschwungs einen neuen Höhepunkt. Nach Angaben der Bundes-
anstalt für Arbeit wurden Ende September 1968 1 089 873 ausländi-
sche Lohnabhängige in der BRD beschäftigt, Ende September 1969 
1 501 409 und Ende September 1970 1 948 951 ausländische „Arbeit-
nehmer" 28. Vom September 1969 bis zum September 1970 wurden die 

26 Ausländische Arbeitnehmer. Beschäftigung, Anwerbung, Vermitt-
lung — Erfahrungsbericht [der Bundesanstalt für Arbeit] 1969. Beilage zur 
ANBA 8/70 vom 28. August 1970, S. 3. 

27 L. Eisner, Fremdarbeiterpolitik in Westdeutschland. Zur Lage und 
zum Kampf der ausländischen Arbeiter unter den Bedingungen des west-
deutschen staatsmonopolistischen Herrschaftssystems (1955—1968). Berlin 
1970, S. 29 ff. 

28 Die beschäftigten ausländischen Arbeitnehmer nach Wirtschafts-
bereichen im Bundesgebiet Ende September 1970. In: ANBA 18, 1970. 
S. 923—933, hier S. 923. 
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Italiener als die bis dahin stets stärkste Gruppe der ausländischen 
Arbeitskräfte von diesem ersten Platz verdrängt. Ende September 
1970 stellten die Jugoslawen mit 21,7 % den größten Anteil an den 
beschäftigten Ausländern, gefolgt von den Italienern mit 19,6 °/o, den 
Türken mit 18,2 °/o, den Griechen mit 12,4 %, den Spaniern mit 8,8 °/o 
und den Portugiesen mit 2,3 °/o der in der BRD beschäftigten lohn-
abhängigen Ausländer. Fast 29 % dieser Ausländer waren Frauen, 
wobei auch nach der neuesten Auszählung die Griechen den höchsten 
Frauenanteil (42,6 °/o) aufwiesen29. 

Die Zahl der vermittelten ausländischen Arbeitskräfte mit beruf-
licher Qualifikation lag im Jahre 1969 höher als 1968 und machte 
1969 16,7 °/o aller Vermittlungen aus. „Hierzu trugen die Vermitt-
lungen von jugoslawischen Arbeitnehmern mit beruflicher Qualifi-
kation durch die neu eingerichtete Deutsche Delegation in Belgrad 
wesentlich bei30." An der Spitze der vermittelten ausländischen Ar-
beitskräfte mit fachlicher Qualifikation lagen die Türken mit 28,2 %, 
gefolgt von den Italienern mit 27,1 %> und den Jugoslawen mit 18 %. 
„Die stärkste Gruppe unter den vermittelten Arbeitnehmern mit fach-
licher Ausbildung oder Erfahrung bildeten auch 1969 die Baufach-
arbeiter. An zweiter Stelle folgten, anders als 1968, die Metallerzeu-
ger und Metallbearbeiter einschließlich der Elektriker vor den Textil-
herstellern und Textilverarbeitern31." Eine Repräsentativuntersu-
chung der Bundesanstalt fü r Arbeit von 1968 ergab, daß 30 °/o der 
ausländischen Arbeiter und etwa Vs der ausländischen Arbeiterinnen 
beruflich aufgestiegen waren. Allerdings „handelte es sich hierbei 
hauptsächlich um den Aufstieg vom ungelernten zum angelernten 
Arbeiter, der meist nach einer innerbetrieblichen Anlernung für be-
stimmte Tätigkeiten erreicht wurde32". 

Die Aufgliederung der durch die Bundesanstalt für Arbeit vermit-
telten ausländischen „Arbeitnehmer" nach Berufsgruppen zeigt, daß 
auch 1969 die Vermittlungen in den Metallberufen mit über 40 °/o an 
der Spitze lagen. Es folgten die Baufach- und Bauhilfsarbeiter mit 
17,2 o/o. „Nach Nationalitäten gegliedert, nahmen bei den türkischen, 
jugoslawischen und italienischen Arbeitnehmern die Vermittlungen 
in den Metallberufen vor jenen in den Bauberufen die Spitzenstel-
lung ein33." 

Die Verteilung der ausländischen Arbeitskräfte auf die einzelnen 
Wirtschaftsabteilungen läßt deutlich einen rasch wachsenden Schwer-
punkt in der Eisen- und Metallindustrie und einen weiteren Schwer-
punkt im übrigen verarbeitenden Gewerbe erkennen: 

29 A.a.O., S. 924 und 931. 
30 Ausländische Arbeitnehmer. . . 1969, a.a.O., S. 31. 
31 A.a.O., S. 32. 
32 A.a.O., S. 84. 
33 A.a.O., S. 31. 
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Die beschäftigten ausländ. Arbeitskräfte nach Wirtschaftsabteilungen 

Ende September 
1970 1969 1968 1967 

absolut % % % % 
Eisen- und Metallerzeugung 
und -Verarbeitung 750 322 38,5 37,5 33,9 31,2 
Verarbeitende Gewerbe 471 074 24,2 25,8 26,8 26,9 
Bau-, Ausbau- und Bauhilfsgewerbe 325 782 16,7 15,5 15,3 15,4 
öffentlicher Dienst und Dienstleistungen 
im öffentlichen Interesse 93 686 4,8 5,1 6,0 6,4 
Handel-, Geld-, Versicherungswesen 92 098 4,7 4,9 5,4 5,7 
Private Dienstleistungen 90 862 4,7 5,0 5,7 6,2 
Bergbau, Gewinnung und Verarbeitung von 
Steinen und Erden, Energiewirtschaft 64 228 3,3 3,2 3,6 4,3 
Verkehrswesen 42 639 2,2 2,1 2,2 2,6 
Land- und Forstwirtschaft, 
Gartenbau, Fischerei 18 260 0,9 0,9 1,1 1,3 

Insgesamt: 1 948 951 100,0 100,0 100,0 100,0 
Quelle: ANBA Nr. 12/1970. 

Die Stellung der Arbeitskräfte im Betrieb ist in den einzelnen 
Wirtschaftszweigen sehr verschieden. Für Herbst 1968 ergibt sich 
folgende Gliederung: „Der Anteil der ungelernten und angelernten 
ausländischen Männer zusammen war in der Land- und Forstwirt-
schaft mit 92 °/o am höchsten, wobei es sich hier weit überwiegend 
um ,Ungelernte' handelte. Auch im Verkehrswesen waren mehr als 
die Hälfte der männlichen ausländischen Arbeitnehmer als unge-
lernte Arbeiter tätig; zusammen mit den angelernten Arbeitern 
waren es 84°/o34." Der Facharbeiteranteil lag mit gut einem Drittel 
im Bau-, Ausbau- und Bauhilfsgewerbe, mit gut einem Viertel im 
privaten Dienstleistungssektor relativ hoch. Mehr als die Hälfte der 
ausländischen Männer im öffentlichen Dienst war im Angestellten-
verhältnis tätig. Die regionalen Schwerpunkte der Ausländerbeschä-
tigung lagen „auch Ende September 1970, wie schon immer seit 1954, 
in Nordrhein-Westfalen und in Baden-Württemberg, wo unver-
ändert über die Hälfte der ausländischen Arbeitnehmer tätig war. 
Es folgten mit Anteilen an der Ausländerbeschäftigung von etwa je 
11 °/o wie bisher Hessen und Südbayern. In diesen vier Bezirken zu-
sammen waren weiterhin reichlich drei Viertel der ausländischen 
Arbeitskräfte tätig35". 

Das wachsende Gewicht der Ausländerbeschäftigung in den eisen-
und metallerzeugenden und -verarbeitenden Gewerben und der ent-

34 A.a.O., S. 89 f. 
35 Die beschäftigten ausländischen Arbeitnehmer nach Wirtschafts-

bereichen im Bundesgebiet Ende Sepetmber 1970, a.a.O., S. 928. 
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sprechenden Berufe bei den Vermittelten sowie die zunehmende 
Bedeutung der Vermittlung fachlich qualifizierter Arbeitskräfte und 
entsprechender betrieblicher Positionen von Ausländern deuten dar-
auf hin, daß die gesellschaftlichen Funktionen der Beschäftigung 
ausländischer Arbeitskräfte sich nicht länger in den traditionellen 
Funktionen der industriellen Reservearmee erschöpfen. Dennoch 
bleiben diese die Grundlage der Einordnung der Fremdarbeiter in 
den kapitalistischen Produktions- und Reproduktionsprozeß. Diese 
grundlegenden gesellschaftlichen Funktionen der Masse der auslän-
dischen Arbeitskräfte in der BRD sind — ebenso wie die Rolle aller 
anderen Arbeitskräfte in der kapitalistischen Produktion und Repro-
duktion der Gesellschaft — durch ihr Verhältnis zu den hierbei ein-
gesetzten Produktionsmitteln und durch ihre Stellung in der hierbei 
verwirklichten Arbeitsorganisation bestimmt. Der Sachverhalt der 
Lohnabhängigkeit fast aller aus dem Ausland zugewanderten Ar-
beitskräfte und der Sachverhalt der Fixierung vieler dieser Arbeiter 
an einfache Produktions- und Reproduktionsarbeiten sind Merkmale 
der Ausländerbeschäftigung, die sich seit der Entfaltung des Im-
perialismus in Deutschland durchgehalten haben, wenngleich mei-
stens auch ein kleiner Teil der Arbeitskräfte aus dem Ausland in 
vergleichsweise privilegierten Spezialistenrollen tätig war. Die Masse 
der ausländischen Arbeitskräfte stellt aufgrund dieser Merkmale 
einerseits einen erheblichen Teil der im Konjunkturverlauf frei-
setzbaren Reservearmee dar, in der diese Arbeitskräfte ihrer oft 
gerühmten Mobilität wegen höchst überproportional vertreten sind; 
die Freisetzung in der Krise von 1966/67 traf die ausländischen Lohn-
abhängigen weitaus mehr als die inländischen, sie betrug (Arbeits-
losigkeit und Rückwanderung) gegen 15°/o36. Und die Masse der 
ausländischen Lohnabhängigen bildet aufgrund dieser Merkmale 
andererseits einen gewaltigen und wachsenden Teil derjenigen Ar-
beitskräfte, die weniger und nicht-qualifizierte Arbeiten in der mate-
riellen Produktion verrichten, wozu noch ihre Beschäftigung im Be-
reich der öffentlichen und privaten Dienstleistungen tritt; die Aus-
länderquote hat in bestimmten Wirtschaftsgruppen, so in der Kunst-
stoff-, Gummi- und Asbestverarbeitung, im Baugewerbe und im 
Gaststättengewerbe, 12 % schon überschritten. Die schlagwortartige 
Kennzeichnung dieser Lohnabhängigengruppen als „Lückenbüßer 
der Wohlstandsgesellschaft" und „Puffer der Konjunkturentwick-
lung" treffen auf Anhieb etwas Richtiges. In der Krise der Jahre 
1966/67 sind daher ausländische Arbeitskräfte in erster Linie in den 
besonders konjunkturabhängigen Industrien — beispielsweise im 
Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau, in dem die Ausländerquote 
1967 erheblich fiel — freigesetzt worden, während sie in Bereichen 
gesellschaftlich unabdingbarer Dienste — beispielsweise im Reini-
gungsgewerbe — sogar noch stieg. 

36 Jahresgutachten des Sachverständigenrats zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 1967/68. 
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Ausländerquote in •/• in ausgewählten Wirtschaftszweigen u. -gruppen 

1966 1967 1968 1969 

Stahl-, Maschinen- u. Fahrzeugbau 8,4 5,9 6,6 9,8 
Baugewerbe 11,9 8,3 8,9 12,4 
Reinigung 3,5 3,7 3,5 4,2 
Krankenpflege 4,7 5,0 4,9 5,2 

Quelle: Ausländische Arbeitnehmer. Beschäftigung, Anwerbung, Vermitt-
lung — Erfahrungsbericht 1969, S. 12. 

Die E n t w i c k l u n g d e r A u s l ä n d e r b e s c h ä f t i g u n g in d e r K r i s e 1966/67 
in e ine r Re ihe von Z w e i g e n s te l l t sich w i e fo lg t d a r : 

Die Veränderung der Ausländerbeschäftigung in ausgewählten Wirt-
schaftszweigen von Ende September 1966 auf 1967 

Beschäftigte Mehr (+) oder 
Ausländer weniger (-- ) als 

"Wirtschaftszweig Ende Ende 
September September 1966 

1967 absolut °/o 

Straßenfahrzeugbau 50 985 — 25 786 33,6 
Maschinen-, Apparate- und Armaturenbau 58 352 — 23 999 29,1 
Elektrotechnik 63 067 — 21 840 — 25,7 
Eisen-, Stahl- und Metallwarenindustrie * 53 773 — 20 602 — 27,7 
Stahl- und Eisenbau 9 557 — 5 282 — 35,6 
Feinmechanik/Optik 13 044 — 1650 — 11,2 
Deutsche Bundesbahn 10 558 — 3 911 — 27,0 
Gaststättenwesen 39 050 + 970 + 2,5 
Krankenpflege( ohne Badeanstalten) 29 436 + 3 085 + 11,7 
Steinkohlenbergbau 15 756 — 7 472 — 32,2 
Brannt- und Formsteinherstellung 16 890 — 8183 — 32,6 
* ohne Schmuckwarenherstellung. 

Quelle: Beschäftigung, Anwerbung, Vermittlung ausländischer Arbeitneh-
mer, Erfahrungsbericht 1967, S. 9. 

Die zweigl iche E n t w i c k l u n g d e r A u s l ä n d e r b e s c h ä f t i g u n g in den 
J a h r e n se i t 1966 zeigt zunächst , w a s v o r d e r Rezess ion in d e r wissen-
schaf t l i chen L i t e r a t u r noch s t r i t t ig w a r 3 7 : j e n e N o t w e n d i g k e i t des 

37 Vgl. z. B. Probleme der ausländischen Arbeitskräfte in der Bundes-
republik. Bericht über den wissenschaftlichen Teil der 29. Mitgliederver-
sammlung der Arbeitsgemeinschaft deutscher wirtschaftswissenschaftlicher 
Forschungsinstitute... 1966. Berlin 1966. (Beihefte der Konjunkturpolitik. 
13). 
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„Gastarbeiter"-Einsatzes im expansiven, zugleich aber sich verlang-
samenden und verzögernden Akkumulationsprozeß des westdeut-
schen Kapitals, die in den klassischen Funktionen der Fremdarbeiter, 
konjunkturell anfallende Zusatzarbeit oder ihnen durchgängig vor-
behaltene Schmutzarbeit zu erledigen, ihren Ausdruck findet. In weit 
höherem Maße, als Prognosen noch in der Mitte der sechziger Jahre 
ahnen ließen, ist die Arbeit der ausländischen Lohnabhängigen in-
zwischen unverzichtbares Element der westdeutschen kapitalistischen 
Produktion und Reproduktion auch in ihrer intensiven Phase ge-
worden: die Schließung der DDR-Grenze 1961 hat in Verbindung mit 
der Erschöpfung der Arbeitskraftreserven aus natürlicher Bevölke-
rungsbewegung, Arbeitslosigkeit und potentieller Frauenerwerbs-
tätigkeit die Vergrößerung des Arbeitsvolumens — das sonst zurück-
gegangen wäre — durch Ausländer geradezu erzwungen: „Bis zum 
13. August 1961 war die Arbeitsmarktlage immer wieder durch deut-
sche Zuwanderer aus Mitteldeutschland — jährlich 150 000 bis 300 000 
— gemildert worden; zum großen Teil waren es Arbeitnehmer in den 
leistungsfähigsten Jahrgängen. Seitdem sind, arbeitsmarktpolitisch 
gesehen, die Gastarbeiter an ihre Stelle getreten38." Insofern die 
kapitalistische Akkumulation auch im Zeitalter der wissenschaftlich-
technischen Revolution stets nicht nur den Fortschritt der Produk-
tivkraftentfaltung, sondern auch die Erweiterung der Produktions-
und sonstigen Anlagen realisierte, trug die Beschäftigung der auslän-
dischen Lohnabhängigen allemal zu ihrer Beschleunigung bei: Die 
Vergrößerung des Arbeitsvolumens durch Ausländerbeschäftigung 
hat jedenfalls die Masse des erzeugten Mehrwerts vermehren helfen. 
Außerdem aber zeigt sich, daß sich die Arbeit ausländischer Lohn-
abhängiger insbesondere im Bereich der eisen- und metallerzeugen-
den und -verarbeitenden Industrien längst nicht mehr nur auf die 
klassischen Lückenbüßer- und Konjunkturpufferfunktionen be-
schränkt. Die umfangreiche und wachsende Beschäftigung im Bereich 
der Elektrotechnik, des Maschinen-, Apparate- und Armaturenbaus 
(1969 über 235 000 ausländische Beschäftigte) zeigt ebenso wie der 
wachsende Anteil der fachlich qualifizierten ausländischen Arbeiter 
an den durch die Bundesanstalt für Arbeit vermittelten Lohnabhän-
gigen (1969 durchschnittlich 17 %, darunter Türken 28 °/o), daß 
kompliziertere Arbeiten in wissenschaftlich-technischen fortgeschrit-
tenen Bereichen der materiellen Produktion einen wenn auch ge-
ringen, So doch wachsenden Teil der Ausländerbeschäftigung aus-
machen. 

Diese Funktion eines Teils der ausländischen Arbeitskräfte, unmit-
telbarer Faktor des wissenschaftlich-technischen Fortschritts zu sein, 
kann freilich nicht verallgemeinert werden. Die Masse der Ausländer 
ist in der BRD seit dem Ende der fünfziger Jahre im Rahmen einer 
Entwicklungsstrategie beschäftigt worden, die den kapitalintensiven 
wissenschaftlich-technischen Fortschritt in Grenzen vorantrieb und 

38 A. Kruse, Der deutsche Arbeitsmarkt und die Gastarbeiter. In: 
Schmollers Jahrbuch 86, 1966, S. 423—434, hier: S. 428. 
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doch auf „Inbetriebhaltung veralteter Anlagen" nicht ganz ver-
zichtete39. Damit wurde davon abgesehen, zugunsten einer freilich 
mit hohen Kapitalkosten verbundenen wissenschaftlich-technischen 
Revolutionierung der gesellschaftlichen Produktion — unterstellt, die 
kapitalistischen Produktionsverhältnisse ließen sie zu — die Be-
schäftigung zusätzlicher Arbeitskräfte aus dem Ausland eng zu be-
grenzen. Inzwischen wird die wachstumshemmende Wirkung dieser 
Strategie, die Dämpfung der wissenschaftlich-technischen Erhöhung 
der Rate des produzierten Mehrwerts, sichtbar. Es deutet sich nun-
mehr eine neue Strategie der Einbeziehung ausländischer Arbeits-
kräfte in die Produktion und Reproduktion des Kapitals in West-
deutschland an, die die Vorteile der Beschäftigung billiger auslän-
discher Arbeitskräftemassen mit den Vorteilen der Verwirklichung 
arbeitssparender wissenschaftlich-technischer Fortschritte verbin-
det40: die Direktinvestition von westdeutschem Kapital in Produk-
tionsanlagen in mittelmeerischen Ländern, verbunden mit einer 
intensiven Kapitalakkumulation im Inland und in Westeuropa, die 
die großen profitablen Produktivkraftentwicklungen realisiert. 

39 Carl Föhl, Stabilisierung und Wachstum bei Einsatz von Gastarbei-
tern. In: Kyklos 20, 1967, S. 119—146, hier: S. 145. 

40 Vgl. hierzu bereits Föhl, a.a.O. und neuerdings Äußerungen west-
deutscher Kapitalrepräsentanten wie F. Berg (Spiegel 25, Nr. 16, 12. 4. 71, 
S. 91) oder K. Hansen (Spiegel 25, Nr. 29, 12. 7. 71, S. 34 ff.); vgl. im einzel-
nen den Aufsatz von K. P. Dietzel in diesem Heft. 



757 

K. Schahbazian, H. Wilke 

Bewußtseinselemente türkischer Arbeiter 
in «1er BRD 

Der Versuch, zu Aussagen über die Bewußtseinslage türkischer 
Arbeiter in der BRD zu gelangen, hat zum einen die Ergebnisse 
empirischer Erhebungen zum Selbstverständnis türkischer Arbeiter, 
zum anderen die Analyse gesellschaftlicher Bedingungen nicht nur 
in der BRD, sondern auch in der Türkei zu berücksichtigen. Dabei 
sind die Zusammenhänge zwischen subjektiven Erfahrungen und 
Wertungen einerseits und objektiver sozialer Lage andererseits zu 
untersuchen, um Hinweise auf die tatsächliche Bewußtseinslage zu 
gewinnen1 . 

Marx definiert ökonomische Bedingungen als „das unmittelbare 
Verhältnis der Eigentümer der Produktionsmittel zu den unmittel-
baren Produzenten — ein Verhältnis, dessen jedesmalige Form stets 
naturgemäß einer bestimmten Entwicklungsstufe der Art und Weise 
der Arbeit und daher ihrer gesellschaftlichen Produktivkraft ent-
spricht" 2. „Diese Verhältnisse bestehen unabhängig vom Willen und 
den Vorstellungen der sie eingehenden Menschen. Es ist deshalb auch 
die Analyse dieser objektiven Verhältnisse, die den Schlüssel zur 
sozialen Struktur der Bevölkerung liefert — und nicht die Ideologien 
der einzelnen Gruppen3 ." Daher gilt: „Es handelt sich nicht darum, 
was dieser oder jener Proletarier oder selbst das ganze Proletariat 
als Ziel sich einstweilen vorstellt. Es handelt sich darum, was es ist, 
und was es diesem Sein gemäß geschichtlich zu tun gezwungen sein 
wird4 ." 

Mithin muß die Untersuchung des Selbstverständnisses türkischer 
Arbeiter in der BRD von der Ausbildung der Produktionsverhält-
nisse in der besonderen historischen Situation der Türkei ausgehen, 
da Produktionsverhältnisse und Produktivkräfte nicht starr vonein-
ander getrennt werden können, eine spezifische Bewußtseinslage sich 
also darstellt als „abgeleitete, bedingte Seite der Produktivkräfte"5 . 

1 Vgl. Frank Deppe, Das Bewußtsein der Arbeiter. Studien zur politi-
schen Soziologie des Arbeiterbewußtseins, Köln 1971, S. 78. 

2 Karl Marx, Das Kapital, Dritter Band, Berlin 1959, S. 842. 
3 Heinz Jung, Zur Diskussion um den Inhalt des Begriffs „Arbeiter-

klasse" und zu Strukturveränderungen in der westdeutschen Arbeiter-
klasse, in: Das Argument, 12. Jg. 1970, H. 9, S. 57. 

4 Karl Marx, Die heilige Familie, in: Karl Marx, Die Frühschriften, 
Stuttgart 1968, S. 319. 

5 Vitali Stoljarow, Die Entwicklung der Wissenschaft zur unmittel-
baren Produktivkraft und die materialistische Geschichtsauffassung, in: 
Deutsche Zeitschrift für Philosophie, 1963, H. 7, S. 830. 
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Befinden sich Materielles und Ideelles der gesellschaftlichen Produk-
tivkräfte in „dialektischer Wechselwirkung im wahrsten Sinne des 
Wortes", so „bleibt bei dieser Wechselwirkung die materielle Seite 
die bestimmende sowohl vom Standpunkt des Inhalts des Bewußt-
seins als auch vom Standpunkt der sozialen Bedingungen"J. 

Die besondere Ausformung der Produktionsverhältnisse in der 
Türkei und damit die Lage der türkischen Arbeiterklasse resultieren 
aus einem gesellschaftlichen Transformationsprozeß, in dem sich die 
Herrschaft der Bourgeoisie erst herausbildet. Die ökonomischen Ver-
hältnisse sind noch ungefestigt: Sowohl die Bourgeoisie als herr-
schende Klasse als auch das Heer der Lohnabhängigen formieren sich 
erst zu typisch kapitalistischen Klassengegensätzen. Die schmale 
Schicht der Kapitaleigner geht erst dazu über, durch verstärkte Akku-
mulation die Voraussetzungen zur Ausbeutung des Arbeitskräfte-
reservoirs zu schaffen. Dem Heer der offen und versteckten Arbeits-
losen steht daher nur eine begrenzte Zahl industrieller Arbeitsplätze 
gegenüber. Da die Industriearbeiterschaft nur einen geringen Teil 
der arbeitenden Bevölkerung ausmacht und zudem neu in der Gesell-
schaftsstruktur der Türkei auftritt, ist das Bewußtsein großer Teile 
der arbeitenden Bevölkerung noch nicht geprägt von der Erfahrung 
der freien Lohnarbeit. In der historischen Übergangssituation zu 
überwiegend kapitalistischen Produktionsverhältnissen streben große 
Teile der Arbeitenden nach wie vor traditionelle Existenzformen an, 
wie sie jahrhundertelang auf dem landwirtschaftlichen und hand-
werklichen Sektor möglich waren. Dieser Hang zu eigenständiger 
Existenz mit mittelständischen Zielvorstellungen wird verstärkt 
durch die starke Konkurrenz der Arbeitsuchenden um die wenigen 
industriellen Arbeitsplätze. In der Situation materieller Verelendung 
erscheinen einem großen Teil der verarmten türkischen Arbeiter die 
zweifelhaften Überlebenschancen einer eigenständig-kleinbürger-
lichen Existenz sicherer als die vage Aussicht auf eine industrielle 
Lohnarbeiterexistenz. 

Unter Berücksichtigung dieser Situation muß auch die Politik der 
herrschenden Klasse in der Türkei beurteilt werden: Der Export von 
Arbeitskräften in die BRD dient zunächst unmittelbar wirtschafts-
politischen Zielsetzungen, nämlich dem Ausgleich der defizitären 
Außenhandelsbilanz und der Minderung der Massenarbeitslosigkeit. 
Darüber hinaus jedoch soll einem potentiellen Bewußtwerdungspro-
zeß des infolge der permanenten Landflucht sich schnell vergrößern-
den städtischen Proletariats vorgebeugt werden. Dabei verfolgt die 
Großbourgeoisie die langfristige Strategie, sich zur Herrschaftsab-
sicherung eine kleinbürgerliche Schicht von ländlichen und städti-
schen Kleinhändlern, Handwerkern und Inhabern von Kleinbetrieben 
des tertiären Sektors heranzuzüchten, die in der Lage sein soll, als 
Sachwalter der Interessen der herrschenden Klasse kleinbürgerliche 
Ideologie in die verarmten Massen hineinzutragen und eine bewußt-

6 Ebenda. 
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seinsmäßige Verankerung des gesellschaftlichen Polarisierungspro-
zesses zu verhindern. 

Der Export von Arbeitskräften in die BRD und die damit verbun-
denen subjektiven Ziel Vorstellungen der Betroffenen sind also zum 
einen unter dem Aspekt individuellen ökonomischen Zwangs, zum 
anderen aber unter dem Gesichtspunkt einer von der herrschenden 
Klasse initiierten ideologischen Unterwanderung der türkischen Ar-
beiterklasse zu bewerten, der durch die Indoktrination der offiziell 
propagierten Mittelstandspolitik glauben gemacht werden soll, daß 
die Arbeiter durch individuelle wirtschaftliche Initiative ihre eigene 
Klassenlage überwinden können. Nimmt auch die überwiegende 
Mehrzahl der aus der Türkei abwandernden Arbeiter ihre Arbeit in 
der BRD zunächst aus dem Motiv auf, im Lohnarbeiterstatus eine 
unmittelbare Verbesserung der physischen Existenzbedingungen zu 
realisieren, soll indes im folgenden nachgewiesen werden, daß dar-
über hinaus ein großer Teil der in der BRD arbeitenden Türken sei-
nen Aufenthalt quasi als „Hebel" zu verwenden sucht, um nach an-
schließender Rückkehr in die Türkei Lohnabhängigkeit oder Arbeits-
losigkeit zugunsten einer kleinbürgerlichen Existenz im Sinne der 
herrschenden Mittelstandsideologie zu überwinden. 

Nach einer Erhebung der Bundesanstalt für Arbeit vom September 
1968 hielten sich zu diesem Zeitpunkt 43 °/o aller in der BRD arbei-
tenden Türken bereits 4 Jahre oder länger und 4 °/o bereits 7 Jahre 
und länger ununterbrochen dort auf7 . Indes waren nach einer im 
Auftrag des türkischen Staatssekretariats für Wirtschaftsplanung er-
stellten Studie von 1964 95 °/o der in der BRD arbeitenden Türken 
entschlossen, sich nicht endgültig in Deutschland niederzulassen, son-
den in die Türkei zurückzukehren8. 

Offenbar soll nach dem Willen des größten Teils der türkischen 
Arbeiter die bisher vor der Ausreise aus der Türkei oder erst in der 
BRD erfahrene Existenz als abhängiger Lohnarbeiter ein Ende fin-
den: Hatten nach einer im Rahmen dieser Arbeit durchgeführten Be-
fragung 52 °/o der befragten Arbeiter unmittelbar vor ihrer Ausreise 
als Lohnempfänger und 44 °/o als Selbständige gearbeitet (3 °/o ga-

7 Bundesanstalt für Arbeit (Hrsg.), Ausländische Arbeitnehmer. Be-
schäftigung, Anwerbung, Vermittlung — Erfahrungsbericht 1969. Ergeb-
nisse der Repräsentativ-Untersuchung vom Herbst 1968, Nürnberg 1970, 
S. 49. — Die Erhebung wurde als Zufallsauswahl durchgeführt. Etwa 1 °/o 
der Ende September 1968 in der BRD tätigen ausländischen Arbeiter 
wurde dabei erfaßt. Als „ununterbrochen tätig" gelten Arbeiter, die ihren 
Aufenthalt in der BRD nicht länger als 6 Monate unterbrochen haben. Es 
wurden nur männliche türkische Arbeiter erfaßt. 

8 Staatssekretariat für Wirtschaftsplanung (Hrsg.), Studie über die 
Lage und Probleme der türkischen Gastarbeiter in der Bundesrepublik 
Deutschland. Kurze Zusammenfassung, Ankara 1964, S. 21. — Die in der 
Studie genannten Zahlen beziehen sich auf eine Befragung von 494 türki-
schen Arbeitern in der BRD im Herbst 1963. Die Befragung wurde in 29 
verschiedenen Arbeitsamtsbezirken der BRD durchgeführt. Über die Aus-
wahlmethode werden keine Angaben gemacht. 
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ben an, arbeitslos gewesen zu sein, 1 °/o machten keine Angaben), so 
waren nur noch 7 °/o der Befragten bereit, nach ihrer Rückkehr in die 
Türkei als Lohnabhängige zu arbeiten9. Nach einer Erhebung des 
Arbeitsamtes Ankara aus den Jahren 1968/1969 betrug der Anteil der 
rückkehrenden Arbeiter, die unselbständig arbeiten wollten, etwa 
6 %1 0 . Die oben erwähnte Studie des türkischen Staatssekretariats 
fü r Wirtschaftsplanung gibt an, daß 80 % der im Rahmen dieser Er-
hebung befragten türkischen Arbeiter in der BRD Teile ihres Lohnes 
sparten, davon die überwiegende Mehrzahl, um die fü r eine zukünf-
tige eigenständige Existenz notwendigen Investitionen tätigen zu 
können 

In zunehmender Tendenz versuchen die in die Türkei rückkehren-
den Arbeiter ihre sozialen Zielvorstellungen in den städtischen Bal-
lungsgebieten zu realisieren. Der oben erwähnten Umfrage des Ar-
beitsamtes Ankara zufolge, die sich auf die Jahre 1968/69 bezieht, 
hatten 29 % der unmittelbar nach ihrer Ankunft befragten rück-
kehrenden Arbeiter vor ihrer Ausreise in Städten, 14 °/o in kleinen 
Provinzstädten und 57 °/o in Dörfern gelebt. Von den aus der Dorf-
bevölkerung stammenden Befragten waren nach ihrer Rückkehr nur-
mehr 65,1 °/o (1968) bzw. 60,3 °/o (1969) bereit, in dörfliche Gebiete 
zurückzukehren. 34,9 °/o bzw. 39,7 %> der vor ihrer Ausreise in Dör-
fern lebenden Befragten wollten in Städte abwandern12. Nach An-
gaben der Studie strömten bei einer jährlichen Quote von ca. 30 000 
Rückkehrern pro Jahr 11 000 von ihnen, also 37 %, in die städtischen 
Ballungsräume, wo jedoch nur 7 % (1968) bzw. 6,1 % (1969), also nur 
etwa 660 Arbeiter, eine Existenzmöglichkeit als Lohnabhängige such-
ten. 72,7 °/o bzw. 72,0 % der in städtische Gebiete rückkehrenden Be-
fragten wollten versuchen, als Selbständige zu existieren. 6,4 °/o 
(1968) bzw. 6,5 % (1969) wollten sich zu Kooperativen zusammen-
schließen. Von den in ländliche Gebiete rückkehrenden Befragten 

9 Diese und weitere aufgeführte Zahlen sind Ergebnis einer im Rah-
men dieser Arbeit in Form einer willkürlichen Auswahl durchgeführten 
Befragung von 100 männlichen türkischen Arbeitern in 25 Orten der BRD. 
Die Befragung fand in der Zeit von Dezember 1970 bis Mai 1971 statt. 

10 WIP — Wirtschaft und Infrastruktur GmbH & Co. Planungs-KG 
(Hrsg.), Entwicklungspolitische Förderung der Rückgliederung türkischer 
Arbeitnehmer in die Volkswirtschaft ihrer Heimat. Forschungsvorhaben 
des Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit, München 
1970, S. 18. — Diese und alle weiteren hier genannten Zahlen stützen sich 
auf eine Erhebung des Arbeitsamtes Ankara: Die türkischen Arbeitnehmer 
im Ausland und ihre Rückkehrtendenzen. Eine Untersuchung vom Arbeits-
amt Ankara, Nr. 59, 1969. Auf die Methode der Erhebung findet sich in der 
WIP-Studie kein Hinweis. Die durch das Arbeitsamt Ankara befragten 
Rückkehrer kamen zu 90 %> aus der BRD. Die hier genannte Zahl von 6 °/o 
bezieht sich ausschließlich auf in städtische Gebiete rückwandernde Arbei-
ter. 

11 Staatssekretariat für Wirtschaftsplanung, Studie über die Lage und 
Probleme . . . a.a.O., S. 10. 

12 Vgl. WIP-Studie, a.a.O., S. 18. 
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waren es nahezu 100 %, die sich entweder als Landwirte oder als 
Inhaber von kleinen Dorfläden selbständig machen wollten13, 

Wie sehr jedoch die einmal verankerte subjektive Perspektive 
rückkehrender Arbeiter, künftig nicht oder nicht mehr als Lohn-
abhängige arbeiten zu müssen und eine Umwälzung der eigenen öko-
nomischen und sozialen Lage durch die Gründung eines Kleinunter-
nehmens, zumeist eines Ein-Mann-Betriebes, herbeizuführen, an der 
ihnen bevorstehenden ökonomischen Realität vorbeigeht, wird daran 
deutlich, daß nach Ermittlungen der WIP-Studie 30 bis 40 °/o der von 
rückkehrenden Arbeitern gegründeten Kleinunternehmen schon nach 
kurzer Zeit zugrunde gehen14. Die betroffenen Kleinunternehmer 
fallen in Arbeitslosigkeit oder Lohnarbeiterexistenz zurück; oft sind 
sie gezwungen, zur Kompensation des ihnen entstandenen Verlustes 
ihre Arbeitskraft abermals für mehrere Jahre an Unternehmer in der 
BRD zu verkaufen. 

Trotz dieser Fakten, die die türkische Mittelstandsideologie als 
Verschleierungsinstrument entlarven und die sie adaptierenden Ar-
beiter als Opfer dieser Ideologie ausweisen, ist es offenbar möglich, 
große Teile der in der BRD arbeitenden Türken an eine utopistische 
Perspektive von sozialem Aufstieg zu binden: 

66 % der von uns befragten Türken glaubten, nach der Rückkehr in 
die Türkei besser verdienen zu können als vor ihrer Abreise. 70 % 
der Befragten erwarteten fü r die Zeit nach ihrer Rückkehr einen 
höheren Lebensstandard, 61 % waren der Ansicht, sie würden in 
Zukunft nie mehr arbeitslos sein, und erwarteten einen geregelten 
Verdienst. Während 16 °/o der Befragten keine Schule, 49 °/o eine 
Volksschule und 8 % ein Gymnasium besucht hatten, waren 60 °/o 
davon überzeugt, ihren Kindern eine bessere Ausbildung zukommen 
lassen zu können; u. a. gaben 39 % der Befragten an, ihre Kinder eine 
Universität besuchen lassen zu wollen15. 

Um die subjektiv-utopistische Perspektive einer kleinbürgerlichen 
Existenz in die Tat umsetzen zu können, unterwerfen sich die in der 
BRD arbeitenden Türken einer gesellschaftlichen Realität, in der die 
ihnen zugewiesene Rolle als unterprivilegiertes Subproletariat in 
ihren unmittelbaren Erscheinungsformen zumindest teilweise von 
ihnen wahrgenommen wird: Der folgende Katalog von Erwartungen, 
die die von uns befragten Türken vor ihrer Einreise in die BRD in 
ihren Aufenthalt gesetzt hatten, beruht auf Angaben, die nach der 
Erfahrung der sozialen Realität in der BRD gemacht wurden. Die 
in ( ) gesetzten Angaben geben den Anteil der Befragten an, die die 
entsprechende Erwartung in der Realität der BRD bestätigt sehen: 

höheren Verdienst 83 %> (73%) 
höheren Lebensstandard 75 °/o (49 %>) 
bessere Arbeitsbedingungen 74 % (65 °/o) 

13 Ebenda. 
14 Ebenda, S. 69. 
15 Vgl. Anmerkung 9. 
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günstigere Wohnbedingungen 6 6 % (28%) 
institutionelle Hilfe, sich an die Verhältnisse 
in der BRD zu gewöhnen 4 8 % (34%) 
Rücksicht auf die eigenen Sitten und Gebräuche 52 % (25 %) 
bessere Ausbildungschancen für Kinder 47 % (15 %) 
berufliche Fortbildungs- und Aufstiegschancen 61 % (33 %) 
die Möglichkeit, deutsch zu lernen 73 % (67 %) 
ständige Beschäftigung und ein geregeltes Einkommen 61 % (64 %)18 

Erheben diese Angaben auch keinen Anspruch auf Repräsentativi-
tät, so zeichnet sich doch bei der Mehrzahl der hier aufgeführten Er-
wartungen eine deutliche Diskrepanz gegenüber der Bewertung der 
erfahrenen Realität ab. Die Fähigkeit der türkischen Arbeiter, ihre 
objektive Rolle in der Gesellschaft der BRD zu reflektieren, zeichnet 
sich ebenso daran ab, daß aus Anlaß unserer Befragung 67 % der 
türkischen Arbeiter die Ansicht äußerten, daß sie am Arbeitsplatz 
schlechter behandelt werden als ihre deutschen Kollegen; 62 % der 
Befragten äußerten, daß sie sich in der BRD unterdrückt fühlen17 . 

Audi die oben bereits erwähnte türkische Studie von 1964 befaßt 
sich mit der Frage der subjektiv empfundenen Diskrepanz zwischen 
ursprünglich gehegten Hoffnungen und erfahrener Realität: „Mehr 
als die Hälfte der türkischen Arbeiter (52 %) konnten ihre Hoffnun-
gen nicht erfüllen. Es werden dafür folgende Gründe genannt: 

Keine Möglichkeit, neue Kenntnisse zu erwerben 11 % 
Keine Möglichkeit, Geld zu sparen 18 % 
Keine Beschäftigung im Bereich des früheren Berufs 9 % 
Keine Möglichkeit, die auf Grund falscher Informationen 
erhoffte Menge Geld zu verdienen 20 % 
Neu angekommen 18 % 
Sonstige Antworten 24 % « 

Nach Angaben dieser Studie waren es 48 % der Befragten, die ihre 
in ihren Aufenthalt in der BRD gesetzten Erwartungen nach subjek-
tiver Erwägung erfüllt sahen. „Die Arbeiter, die Erwartungen erfül-
len konnten, führen dies auf folgende Faktoren zurück: 

Die Möglichkeit, Geld zu sparen und Schulden zu tilgen 49 % 
Sammeln neuer Kenntnisse 2 4 % 
Sonstige Gründe (erwünschte Arbeit, Schulung der 
Kinder usw.) 12 % 
Unbeantwortet 8 % 1 9 

16 Ebenda. 
17 Ebenda. 
18 Staatssekretariat für Wirtschaftsplanung, Studie über die Lage und 

Probleme . . . , a.a.O., S. 20. 
19 Ebenda, S. 21. 
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Aus den beiden oben angeführten Tabellen geht zweierlei hervor: 
Nahezu die Hälfte der befragten türkischen Arbeiter, die ihre Hoff-
nungen, die sie in ihren Aufenthalt in der BRD gesetzt hatten, er-
füllt sahen, taten dies, weil es ihnen gelungen war, Geld zu sparen 
oder Schulden zu tilgen; auf der anderen Seite bestand der stärkste 
Anteil der in ihren Hoffnungen nicht bestätigten befragten Arbeiter 
aus solchen, denen es nicht gelungen war, die erhoffte Menge Geld 
zu verdienen oder eine Möglichkeit zum Sparen zu finden. 

Hier zeichnet sich ab, daß die in der BRD arbeitenden Türken die 
erlittene Diskriminierung und Unterprivilegierung zwar notieren, 
daß aber die Reflexion darüber nur als untergeordnetes Moment in 
die subjektive Bewertung ihres individuellen Erfolgs oder Miß-
erfolgs in der BRD eingeht. Zum dominierenden subjektiven Erfolgs-
kriterium wird vielmehr die nach eigener Ansicht entweder wahr-
genommene oder versäumte Chance, eine Geldsumme zu sparen, die 
in vielen Fällen nach erfolgter Rückkehr in die Türkei als gewinn-
bringendes Investitionskapital für einen selbständigen Kleinstunter-
nehmer fungieren soll. Der Aufenthalt in der BRD wird mithin da-
nach beurteilt, in welchem Maße er die erhoffte „Hebelfunktion", 
nämlich die eines Hebels zu einer zukünftig gesicherten — zumeist 
kleinbürgerlichen — Existenz zu erfüllen verspricht. 

Ein derartiges Selbstverständnis, dessen individualistisch-utopisti-
sche Perspektive auf die Realisierung einer gesicherten kleinbürger-
lichen Existenz zielt, läßt große Teile der in der BRD arbeitenden 
Türken zum Träger mittelständischer Ideologie werden und sie damit 
den Interessen der herrschenden Klasse in der Türkei in die Hände 
arbeiten, deren Ziel es ist, einen potentiellen Bewußtwerdungsprozeß 
der türkischen Arbeiterklasse und ihre Organisierung zu verhindern. 

Die Bedeutung dieses Selbstverständnisses türkischer Arbeiter fü r 
das Kapital der BRD scheint offensichtlich: Die Arbeiter, die als 
Opfer der sozialen Verhältnisse und ideologischer Indoktrination in 
der Türkei mittelständische Zielvorstellungen glauben realisieren zu 
können, den Realisierungsversuch und sein wahrscheinliches Schei-
tern jedoch erst nach ihrer Rückkehr in die Türkei erleben werden, 
sind bereit, fü r diese vermeintliche Chance ihre Arbeitskraft unter 
den Bedingungen verschärfter Ausbeutung zu verkaufen und sich 
fü r einen begrenzten Zeitraum als Individuen auf den Wert ihrer 
Ware Arbeitskraft reduzieren zu lassen, indem sie keinen Anspruch 
auf Teilhabe an den sozialen Errungenschaften erheben, die sich das 
westdeutsche Proletariat erkämpfen konnte. 




